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Unterrichtung 

Hannover, den 24.10.2018 

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 
- Landtagsverwaltung - 

Verfassungsgerichtliches Verfahren  

Organstreitverfahren StGH 1/18 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen - Drs. 18/1870 

In dem  

Organstreitverfahren 

der Fraktion der AfD im Niedersächsischen Landtag, 

vertreten durch die Fraktionsvorsitzende Frau Dana Guth MdL, 

Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover, 

 Antragstellerin, 

gegen 

den Niedersächsischen Landtag, 

vertreten durch die Präsidentin Frau Dr. Gabriele Andretta MdL, 

Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover, 

 Antragsgegner, 

– StGH 1/18 – 

wegen Feststellung der Verletzung verfassungsmäßiger Rechte durch das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die „Stiftung niedersächsische Gedenkstätten“ vom 28.02.2018 (Nds. GVBl. 
S. 26) 

 

- hier: Verfügungen des Niedersächsischen Staatsgerichtshofs vom 10.08.2018 und 20.09.2018 - 

 

hat der Niedersächsische Landtag in seiner 27. Sitzung am 24.10.2018 den Beschluss gefasst, auf 
den Schriftsatz der Antragstellerin vom 27.07.2018, wie folgt zu erwidern: 

„Der Landtag beantragt, den Antrag der Antragstellerin zurückzuweisen. 

Zur Begründung wird auf den als Anlage beigefügten Schriftsatz Bezug genommen.“ 
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In dem Organstreitverfahren (Az.: StGH 1/18) der AfD-Fraktion im Niedersächsischen Landtag, ver-
treten durch die Fraktionsvorsitzende Dana Guth MdL, Hannah-Arendt-Platz 1, 30159 Hannover, 
gegen den Niedersächsischen Landtag, vertreten durch die Präsidentin, Hannah-Arendt-Platz 1, 
30159 Hannover, wird beantragt, den Antrag zurückzuweisen. 

Begründung 

I. Der Antrag ist bereits unzulässig.  

1. Die Antragstellerin wählt die falsche Verfahrensart. 

Da die Antragstellerin die Vereinbarkeit des § 6 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die „Stiftung 
niedersächsische Gedenkstätten“ (GedenkStG) mit der Landesverfassung bestreitet, wird aus 
hiesiger Sicht eine abstrakte Normenkontrolle gemäß Artikel 54 Nr. 3 der Niedersächsischen 
Verfassung, §§ 8 Nr. 8, 33 f. des Gesetzes über den Staatsgerichtshof (NStGHG) als die 
statthafte Verfahrensart erachtet. Die Antragstellerin setzt sich ausweislich der Formulierung 
ihres Antrages und der darauf folgenden Begründung gegen den Inhalt des Gesetzes zur 
Wehr, das die Entsendung von vier Vertretern aus der Mitte des Parlaments in den Stiftungs-
rat festscheibt. Ein Gesetz als solches kann jedoch nie tauglicher Gegenstand eines Organ-
streits sein, da der Organstreit gerade kein objektives Normenkontrollverfahren ist. Vielmehr 
werden beim Organstreit Maßnahmen des Antragsgegners auf etwaige Verletzungen eigener 
verfassungsmäßiger Rechte und Pflichten der beteiligten Verfassungsorgane bzw. -organteile 
hin überprüft. 

Der Problematik, dass die Antragstellerin die falsche Verfahrensart wählt, scheint ihr auch 
bewusst gewesen zu sein. Zunächst versuchte die Antragstellerin nämlich, das für einen abs-
trakten Normenkontrollantrag erforderliche Quorum der Abgeordneten im Landtag zu errei-
chen, indem sie sich an die Abgeordneten aller Fraktionen wandte und um Unterstützung ei-
nes Normenkontrollantrages warb. Dies gelang ihr jedoch nicht, weshalb sie nunmehr ver-
sucht, das Mehrheitserfordernis in verfahrensrechtlicher Hinsicht zu umgehen, indem sie ein 
Organstreitverfahren angestrengt. 

2. Die Antragstellerin vermengt in ihrem Antrag Gesetzesbeschluss und Gesetzesvollzug. 

Vom Gesetz an sich zu unterscheiden ist der Gesetzgebungsbeschluss, also der Gesetzge-
bungsakt, welcher unter Umständen Maßnahme i. S. d. Artikels 54 Nr. 1 der Niedersächsi-
schen Verfassung, § 30 NStGHG i. V. m. § 64 Abs. 1 des Gesetzes über das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfGG) und damit Angriffsgegenstand eines Organstreitverfahrens sein 
kann.1 Soweit die Antragstellerin mit ihrem Antrag festzustellen begehrt, durch den Gesetzes-
beschluss in ihren Rechten verletzt zu sein, trägt sie hierzu im Weiteren weder substantiiert 
vor, noch geht es ihr in Wahrheit darum. Ihr Vortrag lässt vielmehr die Deutung zu, dass sie 
glaubt, durch den Gesetzesvollzug, also die tatsächliche Wahl der Mitglieder des Stiftungsra-
tes im Rahmen der 12. Plenarsitzung des Landtags am 19.04.2018 in ihren Rechten verletzt 
worden zu sein, da keiner ihrer Bewerber bei Wahl der Stiftungsratsmitglieder die nötige An-
zahl der Stimmen auf sich vereinen konnte. Dies wird nicht zuletzt dadurch deutlich, dass die 
Antragstellerin im Rahmen der 12. Plenarsitzung des Landtags am 19.04.2018 eigene Wahl-
vorschläge unterbreitete, die in geheimer Wahl jedoch lediglich neun Stimmen auf sich verei-
nen konnten und damit die nötige Mehrheit nicht erreichten.2 

Der Gesetzesvollzug eines ordnungsgemäß und ohne Verletzung der Rechte eines Organs 
zustande gekommenen Gesetzes kann jedoch nicht Gegenstand eines Organstreitverfahrens 
sein. 

  

                                                
1  Verfassungsgericht MV, Urteil v. 27.08.2015 - 1/14, Rn. 62, BVerfG Urteil v. 05.04.1952 – 2 BvH 1/52 

Rn. 44; Urteil v. 13.06.1989 – 2 BvE 1/88 Rn. 82. 
2  Stenographischer Bericht über die 12. Plenarsitzung des Niedersächsischen Landtags am 19.04.2018, Ta-

gesordnungspunkt 28, Seite 1020 ff. (Anlage AG1). 
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3. Der Antragstellerin fehlt die notwendige Antragsbefugnis bezüglich Artikel 1 Abs. 2, Artikel 2 
Abs. 1 der Niedersächsischen Verfassung und Artikel 21 Abs. 1 des Grundgesetzes (GG). 

Um antragsbefugt zu sein, muss sich die Antragstellerin darauf berufen, selbst in eigenen ver-
fassungsmäßigen Rechten und Pflichten verletzt zu sein, die ihr gerade gegenüber dem An-
tragsgegner aufgrund seiner organschaftlichen Stellung zustehen. Ob der Antragsgegner 
sonstiges Verfassungsrecht beachtet hat, wird im Organstreitverfahren nicht geprüft, denn es 
dient nicht der allgemeinen Verfassungsaufsicht, sondern dem Schutz der Rechte der Verfas-
sungsorgane im Verhältnis zueinander. Soweit sich die Antragstellerin sowohl in ihrem Antrag 
als auch in der nachfolgenden Begründung auf die Verletzungen der Grundsätze aus Artikel 
20 Abs. 1 und 2 GG [gemeint sind hier wohl Artikel 1 Abs. 2 und Artikel 2 Abs. 1 der Nieder-
sächsischen Verfassung, da das Verfahren vor dem Niedersächsischen Staatsgerichtshof 
sich zuvorderst mit niedersächsischem und nur über den Umweg der Artikel 2 Abs. 2, Artikel 3 
Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung mit grundgesetzlichem Verfassungsrecht befasst] 
und Artikel 21 Abs. 1 GG beruft, ist mehr als fraglich, ob diese überhaupt spezifisch organ-
schaftliche Rechte zu begründen geeignet sind, deren Verletzung die Antragstellerin geltend 
machen könnte. 

Artikel 1 Abs. 2 der Niedersächsischen Verfassung verankert das Demokratieprinzip in der 
Niedersächsischen Verfassung; Artikel 2 Abs. 1 der Niedersächsischen Verfassung schreibt 
fest, dass alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht; gemäß Artikel 21 Abs. 1 GG wirken die Par-
teien bei der politischen Willensbildung mit. 

Es spricht nichts dafür, eine organschaftliche Rechtsposition der Fraktionen aus den von der 
Antragstellerin geltend gemachten Normen abzuleiten. Insbesondere begründet Artikel 2 
Abs. 1 der Niedersächsischen Verfassung keinen Anspruch der einzelnen Fraktionen auf poli-
tische Teilhabe, sondern deklariert das Volk als Träger der Staatsgewalt. Artikel 21 Abs. 1 GG 
begründet eine verfassungsrechtliche Position der Parteien in ihrem gesellschaftspolitischen 
Kontext, nicht jedoch der Fraktionen in den Parlamenten. 

Organschaftlichen Teilhabe- und Gleichbehandlungsrechte der Fraktionen ergeben sich da-
gegen vor allem aus Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 GG3, mithin im vorliegenden Fall aus dem inhalt-
lich gleichlautenden Artikel 12 der Niedersächsischen Verfassung. Diese organschaftliche 
Rechtsposition bzw. eine mögliche Verletzung derselben erwähnt die Antragstellerin jedoch 
nur beiläufig in der Begründetheit im Rahmen der Frage nach der Chancengleichheit der 
Fraktionen. 

Es wird insofern auch in diesem Zusammenhang deutlich, dass der Antrag sich mehrheitlich 
mit der generellen Vereinbarkeit des GedenkStG mit der Verfassung befasst und nicht mit der 
Verletzung spezifisch organschaftlicher Rechte der Antragstellerin. 

4. Der Antragstellerin fehlt das Rechtsschutzbedürfnis. 

Der Antragstellerin fehlt überdies das nötige Rechtsschutzbedürfnis. Die Antragstellerin hat 
keine der ihr zur Verfügung stehenden Möglichkeiten genutzt, sich im parlamentarischen Ver-
fahren gegen den Gesetzentwurf zu positionieren oder gesetzgeberische Alternativen aufzu-
zeigen. Die Antragstellerin hat zu keinem Zeitpunkt einen Änderungsvorschlag zum Gesetz-
gebungsverfahren unterbreitet oder einen Änderungsantrag gestellt. Auch hat sie sich in den 
beratenden Fachausschüssen des Landtags inhaltlich nicht mit der geplanten Gesetzesände-
rung auseinandergesetzt.4 Auch im Rahmen des Gesetzesbeschlusses hat sie nicht die Mög-
lichkeit genutzt, den Beschluss des Gesetzes - etwa gegenüber dem Ältestenrat - zunächst zu 
rügen. Ganz im Gegenteil haben die Mitglieder der Antragstellerin sich sogar noch sowohl 
passiv durch Benennung eines eigenen Kandidatenvorschlags als auch aktiv, also durch Be-
teiligung an der Wahl der Stiftungsratsmitglieder in Form ihrer Stimmabgabe, beteiligt und den 

                                                
3  Maurer, Staatsrecht I, 6. Aufl., § 13 Rn. 108. 
4  Niederschrift über die 7. - öffentliche - Sitzung des Kultusausschusses am 16.02.2018, Tagesordnungs-

punkt 4, S. 33 ff. (Anlage AG2); Niederschrift über die 5. - öffentliche - Sitzung des Ausschusses für Rechts- 
und Verfassungsfragen am 21.02.2018, Tagesordnungspunkt 3, S. 9 ff (Anlage AG3). 
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Vollzug des Gesetzes somit stillschweigend gebilligt. Die Antragstellerin ist nicht rechts-
schutzbedürftig.  

Der Antrag ist somit unzulässig.  

II. Sofern entgegen der vorstehenden Auffassung von einem zulässigen Organstreitverfahren 
gemäß Artikel 54 Nr. 1 der Niedersächsischen Verfassung, §§ 8 Nr. 6, 30 NStGHG ausge-
gangen wird, ist der Antrag der Gegenseite jedenfalls auch unbegründet. Denn die Antragstel-
lerin wird durch das Gesetz nicht in eigenen, ihr als Fraktion durch die Niedersächsische Ver-
fassung vermittelten Rechten verletzt. 

1. Grundsätzliche Überlegungen 

Zwar besteht - wie die Antragstellerin zutreffend ausführt - innerhalb des Parlaments für die 
Fraktionen grundsätzlich ein verfassungsrechtlicher Anspruch auf Repräsentanz in den Gremi-
en des Parlaments5, ein solcher Anspruch verfassungsrechtlicher Natur besteht jedoch nicht 
für Gremien außerhalb des Parlaments. Hier kann das Parlament durch Mehrheitsentscheid 
selbst Regeln setzen und die einmal gesetzten Regeln auch ändern. Dies ist hier geschehen. 
Während der Landtag in seiner 15. Wahlperiode bei Verabschiedung des GedenkStG eine 
Vertretung aller Fraktionen im Stiftungsrat im Laufe des Gesetzgebungsverfahrens in den Ge-
setzestext hineinformulierte6, beschränkte der Landtag der 18. Wahlperiode dieses Recht 
durch Gesetz auf vier Vertreter aus seiner Mitte. Damit handelt es sich um exakt die gleiche 
Anzahl von Parlamentariern in dem Gremium wie in der 17. Wahlperiode des Landtags. Dies 
war ebenso rechtlich zulässig wie es zulässig wäre, auf eine Repräsentanz von Abgeordneten 
im Stiftungsrat ganz zu verzichten oder eine andere Form der Repräsentanz des Parlaments 
zu wählen. Angesichts der Aufgaben des Stiftungsrates, die sich aus § 7 GedenkStG7 ergeben, 
übt das Gremium Kontrollfunktionen in der Stiftung aus. Die Abgeordneten des Landtags sind 
jedoch nur ein Teil des Stiftungsrates, sodass auch ohne diese oder durch eine andere Form 
der Repräsentanz die Kontrollfunktionen weiter wahrgenommen werden könnte und die Kon-
trolle der Stiftung gewährleistet wäre.  

 

2. Kein aus der Verfassung abgeleitetes Recht auf Repräsentanz im Stiftungsrat 

Die Antragstellerin macht geltend, dass jede Fraktion das Recht habe, in Gremien auch au-
ßerhalb des Parlaments vertreten zu sein, da anderenfalls das Volk nicht zur Gänze in diesem 
Bereich repräsentiert würde. Ein solches - verfassungsmäßig verbrieftes - Recht ist nicht er-
sichtlich.  

Legt man den insoweit uneindeutigen Antrag in einer für die Antragstellerin günstigen Weise 
aus (s. o. die Anmerkungen zu Verfahrensart und Antragsbefugnis), so kann man davon aus-
gehen, dass sich die Antragstellerin in ihren Fraktionsrechten dadurch verletzt sieht, dass kei-
nes der ihr angehörenden Mitglieder im Stiftungsrat vertreten ist. Hierbei ist hervorzuheben, 
dass die Teilhaberechte der einzelnen Fraktionen, wie weiter oben bereits angedeutet, in den 
verfassungsmäßigen Rechten ihrer Mitglieder wurzeln. Die Rechte der Antragstellerin bemes-
sen sich demnach, wie die Rechte jeder Fraktion im Landtag, grundsätzlich (nur) nach den 
Rechten des einzelnen Abgeordneten gemäß Artikel 12 der Niedersächsischen Verfassung 
und umfassen neben dem Recht auf Teilnahme an den Parlamentssitzungen, neben Rede-, 
Antrags- und Informationsrechten das Recht auf Teilnahme an Abstimmungen und Wahlen.8  

                                                
5  Beispielhaft BVerfGE 130, 318. 
6  Drucksache 15/1409 des Niedersächsischen Landtages (Anlage AG4). 
7  Wortlaut § 7 GedenkStG: Der Stiftungsrat beschließt über die Satzung, den Haushalts- und Stellenplan, die 

Geschäftsordnung und die Entgeltordnung der Stiftung sowie über die Berufung der Geschäftsführerin oder 
des Geschäftsführers. Er kann sich weitere Angelegenheiten zur Entscheidung vorbehalten. Der Stiftungs-
rat überwacht die Geschäftsführung. Er beschließt nach Prüfung der Jahresrechnung über die Entlastung 
der Geschäftsführung. 

8  BVerfGE 80, 188, Rn. 109.  
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In dieser verfassungsrechtlich garantierten Position ist die Antragstellerin durch die Beschlie-
ßung über § 6 GedenkStG n.F. nicht verletzt. Sie führt dazu vor allem aus, die Besetzung von 
Stiftungsgremien mit Mitgliedern des Parlaments sei im Kern zu vergleichen mit der Beset-
zung der vorbereitenden Ausschüsse in den Parlamenten, und verweist hierbei unter Hervor-
hebung des Grundsatzes der repräsentativen Demokratie auf die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zur Rolle der Ausschüsse und entsprechenden Teilhaberechten der 
Abgeordneten an der politischen Willensbildung. Entsprechend habe jede Partei einen An-
spruch auf ein Entsendungsrecht bezüglich des Stiftungsrats. 

Der Vergleich greift nicht. Die Aufgabe der vorbereitenden Ausschüsse liegt in der Gesetzge-
bung und somit der (internen) Parlamentsarbeit im eigentlichen Sinne. Arbeitsgruppen und 
Ausschüsse werden im Parlament gebildet, um die Arbeitsfähigkeit des Parlaments zu erhal-
ten und in kleineren, das Kräfteverhältnis der Fraktionen abbildenden Untergruppen von Ab-
geordneten zielgerichtet und zeitnah sachgerechte politische Lösungen zu erarbeiten.9 Dies 
geschieht vor dem Hintergrund, dass ein Gremium von knapp 140 Mitgliedern nicht in der La-
ge wäre, die vielfältigen, oft ins Detail gehenden Aufgaben selbst zu erledigen. 

Diese Notwendigkeit besteht im Fall der in den Stiftungsrat entsandten Abgeordneten gerade 
nicht. Sie agieren nicht als „Untereinheit“ des Parlaments und kommen in diesem Zusammen-
hang auch keiner im eigentlichen Sinne parlamentarischen - d. h. gesetzgeberischen - Arbeit 
nach. Sie agieren dort lediglich als repräsentierende Vertretung des gesamten Landtages. 

Im Rahmen dieser Überlegungen wurden die oben genannten Teilhaberechte der Antragstel-
lerin im Zusammenhang mit dem GedenkStG gewahrt.  

Ausweislich der Protokolle der am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Ausschüsse für Kultus 
und für Rechts- und Verfassungsfragen10 und des Protokolls zur 8. Plenarsitzung am 
27.02.201811 hatte die Antragstellerin mehrfach Gelegenheit, ihre ablehnende Position zum 
Änderungsgesetz in die parlamentarische Debatte einzubringen und nutzte diese Gelegenheit 
durch entsprechende Redebeiträge in den Ausschüssen des Landtages und in der Plenarde-
batte. Dennoch wurde der Gesetzentwurf zur Änderung des GedenkStG mehrheitlich von den 
Abgeordneten befürwortet.  

Im Folgenden wurden mehrere Kandidaten - ausweislich des Sitzungsprotokolls der 12. Ple-
narsitzung vom 19.04.2018 auch zwei Abgeordnete der AfD-Fraktion - zur Wahl gestellt, an 
welcher auch die Mitglieder der Antragstellerin teilnahmen. Damit ist festzuhalten, dass die 
Antragstellerin die ihr zustehenden Rechte wahrnehmen konnte und auch tatsächlich in Gän-
ze wahrgenommen hat. 

Hervorzuheben ist dabei, dass die Rechtsstellung einer Fraktion über diese Teilhaberechte 
hinaus nicht das Recht beinhaltet, politische Vorstellungen auch tatsächlich durchzusetzen. 
Es entspricht dem Wesen der parlamentarischen Demokratie, dass Entscheidungen mit 
Mehrheit getroffen werden. Ein wie auch immer geartetes Recht der Minderheit, ihre Position 
durchzusetzen, besteht, von verfassungsrechtlich bzw. gesetzlich normierten Ausnahmen wie 
zum Beispiel der Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsausschusses abgese-
hen, ausdrücklich nicht. 

Die Entscheidung, die Zahl der Vertreter im Stiftungsrat auf vier zu begrenzen, und das Er-
gebnis der in der darauffolgenden Plenarsitzung durchgeführten Wahl der Vertreter aus den 
Reihen der Abgeordneten ist letztlich das - wenn auch nicht das durch die Antragstellerin ge-
wünschte - Ergebnis dieses demokratischen Mehrheitsprinzips und der politischen Willensbil-
dung. Abstimmungs- und Mitwirkungsrechte, kurz gesagt politischer Gestaltungsraum, stehen 
den Abgeordneten des Landtags im Rahmen der Gesetzgebung und durch Wahlen zu, nicht 

                                                
9  BVerfG, Urteil v. 8.12.2004 (2 BvE 3/02), Rn. 54 f. 
10  Niederschrift über die 7. - öffentliche - Sitzung des Kultusausschusses am 16.02.2018, Tagesordnungs-

punkt 4, S. 33 ff. (Anlage AG2); Niederschrift über die 5. - öffentliche - Sitzung des Ausschusses für Rechts- 
und Verfassungsfragen am 21.02.2018, Tagesordnungspunkt 3, S. 9 ff (Anlage AG3). 

11  Stenographischer Bericht über die 8. Plenarsitzung am 27.02.2018, dort Tagesordnungspunkt 7, S. 588 ff. 
(Anlage AG5). 
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jedoch darüber hinaus. Entsprechend hat auch das BVerfG in diesem Zusammenhang erläu-
tert, dass das Prinzip der repräsentativen Demokratie für die parlamentarischen Rechte der 
(Bundestags-)Abgeordneten keine über Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 GG hinausgreifende Wirkung 
hat. Es hat vielmehr in dieser Bestimmung insoweit seinen erschöpfenden Niederschlag ge-
funden.12  

Die Legislative ist frei darin zu entscheiden, ob sie als ihre Repräsentanz außerhalb parla-
mentarischer Gremien eine bestimmte Anzahl von Vertretern aus ihrer Mitte wählt oder ob sie 
jeder Fraktion das Recht der Entsendung eines Vertreters einräumt. Diesem Gedanken ent-
spricht denn auch § 6 Abs. 1 S. 1 GedenkStG: Bei der Entsendung von vier Abgeordneten in 
den Stiftungsrat der „Stiftung niedersächsischer Gedenkstätten“ ging es ausweislich der Be-
gründung zum Gesetzentwurf (Drs. 18/268) um eine „Repräsentanz des Niedersächsischen 
Landtags“. Entgegen der Auffassung der Antragstellerin bringen sich die vier entsandten Ver-
treter dabei als Vertreter des gesamten Landtags und somit aller Abgeordneten - auch derje-
nigen Mitglieder der Antragstellerin - in die Arbeit des Stiftungsrats ein. 

 

3. Keine Verletzung des Rechts auf Chancengleichheit gemäß Artikel 19 Abs. 2 Satz 1 der Nie-
dersächsischen Verfassung 

Die Antragstellerin macht außerdem eine Verletzung des ihr als Fraktion gemäß Artikel 19 
Abs. 2 Satz 1 der Niedersächsischen Verfassung zustehenden Rechts auf Chancengleichheit 
geltend. Auch diesem Vortrag wird mit Blick auf die nachstehenden Erwägungen widerspro-
chen. 

Zwar sind nach Artikel 19 Abs. 2 Satz 1 der Niedersächsischen Verfassung allen Fraktionen 
der Opposition die gleichen parlamentarischen Rechte zuzugestehen und müssen diese nach 
dem Spiegelbildprinzip entsprechend ihrer Stärke in sämtlichen Leitungsorganen und Aus-
schüssen des Landtages vertreten sein.13 Allerdings gilt dies nicht bei der Abordnung einiger 
Parlamentarier in ein außerparlamentarisches Gremium, wenn es sich - wie bei dem hier zu 
besetzenden Stiftungsrat - um eine einem Leitungsorgan oder einem Ausschuss ähnliche 
Gruppierung handelt (s. o.). 

Darüber hinaus ist keine Rechtsposition der Antragstellerin ersichtlich, aus der sie die Ent-
sendung eines Mitgliedes ihrer Fraktion in den Stiftungsrat ableiten könnten.  

 

Der Antrag ist mithin bereits unzulässig, jedenfalls aber unbegründet, da die Antragstellerin 
kein verfassungsmäßiges Recht auf einen von ihr begehrten Sitz im Stiftungsrat geltend ma-
chen kann und weder durch den Gesetzesbeschluss noch durch den Gesetzesvollzug in ihren 
Rechten verletzt ist.  

 

                                                
12  BVerfGE 80, 188, Rn. 119. 
13  Die Niedersächsische Verfassung, Handkommentar, Heinzgeorg Neumann (Hrsg.), 3. Aufl. 2000, Art. 19 

Rn. 19. 

(Verteilt am 25.10.2018) 
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